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Editorial 

Die 2010er Jahre werden als Krisenjahrzehnt in die Ge-
schichte eingehen. Die Corona-Pandemie des Jahres 2020 
stellt alle bisherigen Herausforderungen in den Schatten. 
So scheint es zumindest. Aber auch wenn ihnen momen-
tan weniger Aufmerksamkeit gilt: Migration und Klima-
wandel, die beide in der Zukunft stärker miteinander ver-
bunden sein dürften, stellen Europa mittel± bis langfris-
tig vor keine kleinere Aufgabe als das vermaledeite 
Corona-Virus. Die Europäische Union hat in diesem Kri-
senjahrzehnt Risse bekommen. Manches war noch nicht 
gefestigt, nicht stabil genug jedenfalls für die Größenord-
nung der zu beherrschenden Probleme. Und wahrschein-
lich ist auch etwas dran an der These Herfried Münklers, 
die EU erleide die beinahe notwendigen Folgen einer im-
perialen Überdehnung. Gleichzeitig weiß aber niemand, 
was sinnvoll an ihre Stelle treten könnte. Ein europäi-
scher Flickenteppich unverbundener Nationalstaaten 
wird den Herausforderungen von Gegenwart und Zu-
kunft kaum gerecht werden können. Dennoch kann das 
Einigungswerk zerbrechen. Ebenso ist ein Sprung in eine 
vertiefte Union denkbar²mit weitreichenden Folgen für 
den Staat und seine Aufgaben. Es bleibt spannend für 
alle, besonders auch für die staatlichen Bediensteten. 

Ihre Redaktion 
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Das Gespräch fand am 20. April statt. 

Europathemen: 2020 scheint angesichts der Pandemie ein 

sehr schwieriges Jahr für Europa und die Welt zu werden. 

Sind die beschäftigungs- und sozialpolitischen Vorhaben 

des Arbeitsprogramms der Kommission nicht längst Maku-

latur? 

Schmit: Die Coronavirus-Pandemie stellt uns alle vor bisher 

nie dagewesene Herausforderungen. Deshalb ist es richtig, 

jetzt alle Anstrengungen auf die Überwindung dieser Krise 

zu richten. Das bedeutet aber nicht, dass die längerfristi-

gen Aufgaben sich einfach in Luft auflösen ± Megatrends 

wie die fortschreitende Digitalisierung der Arbeitswelt, die 

Alterung der Gesellschaft und natürlich auch der Klima-

wandel bleiben ja bestehen. Ebenso das Problem der Ar-

mutsbekämpfung sowie adäquate soziale Sicherung für 

alle. Die Kommission wird ihr Arbeitsprogramm angesichts 

der Coronavirus-Krise überprüfen und, wo nötig, anpassen. 

Wenn auch einige Initiativen etwas später kommen, dann 

heißt das keineswegs, dass die Umsetzung der sozialen 

Säule jetzt in Frage gestellt wird. Gerade jetzt braucht Eu-

ropa mehr soziale Gerechtigkeit und Konvergenz. 

Europathemen: Was kann die EU in der Beschäftigungs- 

und Sozialpolitik zur Bewältigung der Corona-Pandemie 

beitragen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schmit: Die Kommission hat schnell und entschieden ge-

handelt, um die Mitgliedstaaten bei ihren Anstrengungen 

zur Eindämmung der Pandemie zu unterstützen. Nationa-

le, regionale und lokale Gebietskörperschaften stehen bei 

der Bekämpfung der Krankheit an vorderster Front. Um die 

negativen Folgen für die Beschäftigung abzufedern, hat die 

Kommission eine Reihe von ergänzenden Maßnahmen 

eingeleitet. 

Allein mit dem neuen Solidaritätsinstrument SURE mobili-

sieren wir 100 Milliarden Euro, um Kurzarbeitsregelungen 

und ähnliche Maßnahmen für Selbständige zu unterstüt-

zen. Wir ermöglichen zügig europäische öffentliche Inves-

titionen von bis zu 37 Milliarden Euro, mehr Flexibilität bei 

der Verwendung von EU-Mitteln und den Zugang zum 

Solidaritätsfonds der Europäischen Union. Zusätzlich ha-

ben wir die Möglichkeit geschaffen, alle verfügbaren Struk-

turfondsmittel, einschließlich der verbleibenden Mittel aus 

dem Europäischen Sozialfonds, umzuschichten, um sie 

ganz auf die Bewältigung der Coronavirus-Krise auszurich-

ten. Außerdem haben wir eine Anpassung des Europäi-

schen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Per-

sonen vorgesehen, um zu gewährleisten, dass Hilfe dorthin 

fließt, wo sie am meisten benötigt wird. 
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